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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 5„ Senat des.Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhändlungvom28° Mai 4980 durch den Vorsitzenden Richter

B u r_g e'r „ > die Richter ‚B e_n d e r und
‚

B o r g o l t e sowie die ehrenamtlichen.Richter K r e l l

und W i s s e l m a n n
für Recht-erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts für das Land Nordrhein—Westfalen vom 29. März 4979

wird zurückgewiesend

Die Beklagte.hat der Klägerin auch die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten„
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Die Klägerin begehrt von der Beklagten eine laufende Witwen—

beihilfe anstelle der ihr gewährten einmaligen Witwenbeihilfe

(@ 602 Reichsversicherungsordnung -RVO-).

Der 4948 geborene Ehemann der Klägerin (Versicherter) war ab

4955 als Schlepper, Lehrhauer und Zimmerhauer tätig. 4949 er—

litt er während seiner Arbeit als Lehrhauer einen Unfall. Er

ging seither keiner Erwerbstätigkeit mehr nach und bezog von

der Beklagten Unfallrente nach einer Minderung der Erwerbs-

fähigkeit (MdB) von 80 vH° Seine Unfallrente betrug zuletzt
monatlich 729,90 DM, seine Knappschaftsrente monatlich

659,20 DM.

Im April 4975 starb der Versicherteu„ Die Beklagte lehnte £s,ab,

der Klägerin Hinterbliebenenrente zu gewähren, weil der Tod
nicht Folge des Unfalls gewesen sei. Sie gewährte der Klägerin

eine einmalige Witwenbeihilfe (@600 EVO). Von der Bundes-
knappschaft erhielt die Klägerin, aus deren Ehe mit dem Ver—

sicherten drei Kinder hervorgegangen waren, erhöhte Witwen-

rente. Die Rente betrug ab dem 4. August 4975 — nach Ablauf

des Sterbevierteljahres — 679,80 DM und ab dem 4, Juli 4976

754,60 DMoDie Klägerin erzielte im Januar 4976 durch ihre
Halbtagsarbeit als Küchengehilfin einen Nettolohn von

858,34 DM.

Den Antrag der Klägerin vom Februar 4976, ihr eine laufende

Witwenbeihilfe zu gewähren, lehnte die Beklagte ab (Bescheid

vom 20° Oktober 4976; Widerspruchsbescheid vom 29. März 4977).

‘Die Beklagte veranlaßte die Bundesknappschaft, eine Berechnung

der erhöhten Witwenrente aus der Knappschaftsversicherung vor—

zunehmen und dabei von der Annahme auszugehen, daß der Ver-

sicherte bis zur Vollendung des 50. Lebensjahres als Lehrhauer

tätig gewesen wäre und bis zu seinem Tod als Bandwärter gear—-

beitet hätte, Die_Bundesknappschaftkamzu einer fiktiven Wit—
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_;_
wenrente von 874,50 DM ab dem 4. August 4975 und in Höhe von

974,60 DMalsdem'4'. Juli 4976. Die Beklagte begründete die Ab-
lehnung der Witweribeihilfe'dämit,daß der Klägerin für den Zeit—
raum ab August 4975 dadurch, daß ihr Ehemann von 4949 bis zu
seinem Tode arbeitsunfähig gewesen sei, ein Einkommensverlust

von 494,50 DM und für den Zeitraum ab dem 4. Juli 4976 ein Ver-

lust von 247,00 DMmonatlich entstanden sei. Verglichen mit dem
Gesamteinkommen der Klägerin, also den Einkünften aus Hinter—

bliebenenrente und aus eigener_Arbeit, mache der Einkommensver-

lust der Klägerin ab August 4975 44,56 vH und ab Juli 4976

"44,99 vH aus. Es liege daher keine Härte im Sinne des 5 602 RVO

vor.

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen (Urteil vom
22. Juni 4978). Das Landessozialgericht (LSG) hat mit Urteil vom
29. März 4979 das erstinstanzliche Urteil abgeändert und unter
Aufhebung der angefochtenen Bescheide die Beklagte verurteilt,

der Klägerin einen
neuen Bescheid über die Gewährung einer lau—

fenden Witwenbeihilfe unter Beachtung der Rechtsauffassung des
BSG zü—erteilen. Es hat im Wesentlichen ausgeführt:

Die Beklagte habe den Begriff des Härtefalles verkannt und ihr
'Ermessen nicht entsprechend dem Zweck der Ermächtigung ausgeübt.

Denn Einkünfte der Witwe aus Erwerbstätigkeit seien im Rahmen des

5 602 RVO grundsätzlich außer acht zu lassen und könnten auch
nicht aüSnahmsweise zur Verneinüng eines Härtefalles führen. Der
Härtefall müsse sich auf den unfallbedingten Schaden beziehen.

(verglichen mit der tatSächlichen Khappschaft8eWitwenrente be—
trage dieser monatlich 22, 2 vH für den Zeitraum ab dem 4. August

4975 und 22,5 vH seit dem 4, Juli 4976. Bei dieser Eänkommens-
differenz von über 20 vH zwischen gewährter Rente und fiktiver

Rente sei in der Regel von einer Härte auszugehen.

Mit der zugelaSsenen Revision rügt die Beklagte eine Verletzung

des 5 602 RVO durch das Berufungsgericht.
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Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Be—

rüfung gegen das Urteil des Sozialgerichts

Gelsenkirchen vom 22. Juni 4978 zurückzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet. Zu.Recht hat

das LSG die angefochtenen Bescheide aufgehoben und die Beklagte

verurteilt, erneut über das Begehren der Klägerin zu entschei—

den. Denn die von der Beklagten getroffene Entscheidung ent—

spricht nicht dem Inhalt des 5 602 RVG. Dagegen treffen die Er—
wägungen, die das LSG zu 5 602 RVO angestellt hat, im wesent—

lichen Sinn und Bedeutung dieser Bestimmung.

Nach 5 602 RVOkann in Härtefällen anstelle der einmaligen Bei—
.hilfe nach 5 600 Abs 4 und 5 sowie 5 604 RVO eine laufende Bei—

.
hilfe gewährt werden, wenn ein Verletzter, der länger als 40

Jahre eine Rente nach einer MdE um 80 oder mehr vH bezogen hat.

nicht an den Folgen eines Unfalls gestorben ist. Der Ehemann

der Klägerin hat länger als 40 Jahre eine Rente nach einer MdE

um 80 vH bezogen. Insoweit sind die Vbraussetzungen für die

Zahlung einer laufenden Beihilfe gegeben.

Wie der Senat bereits im Urteil vom 26. September 4972 (BSGE

54. 269 ff = SozR Nr 4 zu 5 602 RVG) ausgeführt hat, besteht

in 5 602 EVO zwischen dem Begriff "Härtefall" und dem das Er-

messen ausdrückenden "Können" eine unlösbare Verbindung. Der

Begriff "Härtefall" ragt in den Ermessensbereich hinein und be—

stimmt damit zugleich Inhalt und Grenzen der pflichtgemäßen
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Ermessensausübungo Auch wenn man aus dieser Einordnung des

Rechtsbegriffes*des."Härtefalles” den Schluß zieht9 daß der Ver==

waltung ein gewisser gerichtéfreier'Ermessensu oder Beurteilungs=

spielraum zusteht‚ enthält der Begriff des Härtefalles recht-=
liche Sohrankeng_deren Einhaltung von_den Gerichten zu über-

prüfen ist (S 54 Abs 5 Satz 2 des SoZialgerichtsgeset2es -SGG—)°

Unter Hinweis auf_die Erwägungen des Ausschusses für Sozialpolitik

(BT«=DruoksIV/938 s; 45 zu @'599‘a)hät der Senat im Urteil vom
269 September 4972‘es als Zweck der Vorschrift angesehen, den

bei der Witwe durch den Arbeitennfall des Ehemannes mittelbar ver”
ursachten Schaden auszugleichen$ deeit er ihr insbesondere dam

durch entstanden-ist9 daß die Folgen des Arbeitsunfalles (in Ge—

stalt einer langdauernden hochgradigen MdB) den Verletzten gehin—
dert haben9 wei-tere Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung

zu entrichten und damit auch die spätere Rente der Witwe ent—f
sprechend

zu
erhöhen„

Wie der erkennende Senat in der genannten

Entscheidung und des weiteren im Urteil vom 460 Dezember 4977”

— 5 RKnU'6/76 m betont hat9 bedeutet dies, daß sieh der-Härtefall

im Sinne des 5'602 EVO auf den unfallbedingten-Schaden be2iehen

und durch ihn verursacht sein muß@ Bei dem Somit allein maßgebene

den unfallbedingten’Einkomménsverlu3t haben aber die eigenen Eine
künfte der Witwe aus Arbeitsverdie■st — mangels eines ursächlichen

Zusammenhangs mit dem Unfall —
grundsätzlich außer Betra0ht zu

bleibene Daraus ergibt-sich'Weiter9 daß ein Härtefall nicht des_
halb verneint werden kanns weil die Witwe « hier unter zusätz1i_

cher Berücksichtigung-ihres Arbeitsverdienstes % ein ausreichen=

des Einkommen hat@ Die Beklagte hat nach alledem den Zweck des
5 602 RVG nicht richtig erkannt und ermessensfehlerhaft géhandelt‚

weil sie eine Härte allein mit der Begründung terneint hat‚ der

— auch von ihr anerkannte = Einkommensverlust der Klägerin sei

ins Verhältnis zu setzen zu dem Gesamteink0mmen$ das auch den-

eigenen_Verdienst der Klägerin ein30hließe und im Verhältnis zu
diesem Gesamteinkommén lediglich‘1■gö6 vH bzw 14,99 VH betrage°
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Vielmehr muß für das Vorliegen eines Härtefalles in erster Li—
‘nie geprüft werden, ob der — allein in der Rentenminderung

liegende — unfallbedingte Schaden die Klägerin hart trifft.

Dies hat das LSG bei der festgestellten Rentenminderung von
über 2O'VH, die sich bei einem Vergleich zwischen der tat-

sächlich gezahlten und der ohne den Arbeitsunfall zu zahlenden
_ fiktiven — Witwenrenté ergibt, im Einklang mit den genannten

Urteilen des Senats ohne Rechtsféhler bejaht. Das gilt hier
umsomehr,als die festgestellte Rentenminderung dazu geführt

hat, daß ihr Renteneinkommen erheblich geringer ist als 60 vH

des Renteneinkommens, das ihr Ehemann zuletzt vor seinem

Tode bezogen hat (vgl hierzu bereits Urteil vom 46. Dezember
4977 aaO).

'Der Auffassung der Beklagten, ein Härtefall liege nicht vor,

wenn eine Witwe wieder einerzumutbaren Berufstätigkeit nach—

gehen könne, nachdem sie ihren schwerverletzten Ehemann bis

zu seinem Tode gepflegt und versorgt hat, kann aus den darge—

legten Gründen nicht gefolgt werden. 5 602 EVO will erkenne
bar gerade den Schaden ausgleichen ; wenn auch nur in Härte;

fällen —, der der Witwe bereits dadurch entstanden ist, daß

'ihr vérétorbeher Ehemannwegen seiner Verletzung nieht in-
der Lage gewesen ist, besser für sie zu sorgen. Diesen Schaden

allein deshalb als ausgeglichen anzusehen, weil er nach dem

Tode des Ehemannes nicht weiter anwächst, ist nach dem Gesetz

nicht gerechtfertigt. Soweit die Beklagte aus dem Urteil des

8. Senats des BSG vom 23. Juni 4977 (SozR 2200 5 602 Nr 1)

“unter Zugrundelegung einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise

eine Einbeziehung der Einkünfte der Witwe aus eigener Erwe£häé

tätigkeit bei der Prüfung des Härtefalles herleiten will, war.
dies für den erkennendén Senat schon deswegen nicht beachtlich,.
weil der 8. Senat in dem genannten Urteil über einen Fall mit

derartigen Einkünften der Witwe nicht zu entscheiden hatte.
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 495 SGG.
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